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Fokus Europa

Nach über 50 Jahren einer relativ stetigen Erweiterung und Vertiefung 
der europäischen Gemeinschaft zeigen sich in den letzten Jahren auch 

deutlich gegenläufige Tendenzen: Anhaltende Krisen im Euroraum stellen 
die Integrationstiefe infrage, das britische Votum zum Brexit zeigt, dass 
die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union nicht unauflösbar miteinan-
der verbunden sind, und insgesamt hat sich das Verhältnis der Bürger zur 
Institution EU verschlechtert.
In der Akademie Sitzung vom 13. Januar 2017 wurden Überlegungen zu 
diesen Entwicklungen aus politik-, wirtschafts- und rechtswissenschaft-
licher Sicht zur Diskussion gestellt und Ansätze für neue – auch Dis-
ziplinen übergreifende – Forschungsfragen vorgestellt. Der umfassende 
Forschungsgegenstand ist die Frage, in welcher Form eine europäische 
Einheit trotz bestehender und verbleibender Unterschiedlichkeit der 
Staaten nachhaltig möglich ist.
Im ersten Beitrag über sozialwissenschaftliche Integrationstheorien  
(Andreas Busch) geht es darum, inwieweit der (Neo-)Funktionalismus oder 
der Intergovernmentalismus hilfreiche Theorien sind, um die aktuellen Des-
integrations- und Krisentendenzen in der Europäischen Union zu erklären. 
Aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht (Renate Ohr) wird untersucht, ob die  
europäische Integration trotz der ex ante Heterogenität zwischen den 
beteiligten Volkswirtschaften ex post zu mehr wirtschaftlicher Konver-
genz führen kann. Im Beitrag „Integration durch Recht“ (Frank Schorkopf) 
wird deutlich gemacht, dass soziale, gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Integration nicht allein durch Normen geschaffen werden kann und eine 
europäische politische Gemeinschaft nicht allein durch Recht verordnet 
werden kann.
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Sozialwissenschaftliche Theorien 
zur europäischen Integration 

Andreas Busch 

Vorbemerkung zum Theoriebegriff 

Bevor ich zum Inhaltlichen komme, möchte ich 
eine kurze einleitende Erläuterung zum Theoriebe-
griff machen, denn der hier verwendete hebt sich 
erheblich von dem ab, der in den Naturwissen-
schaften gängig ist. 

Das liegt in der Natur der Sozialwissenschaften, 
in denen „Entdeckungen“ durch Beobachtung 
zumeist ebenso wenig möglich sind wie experimen-
telle Überprüfung. Für Sozialwissenschaftler ist die 
Überprüfung aufgestellter Hypothesen schwierig, 
da sie auf Beobachtungen angewiesen sind, deren 
Randbedingungen sie nicht kontrollieren können. 
Niemand überlässt ja etwa ein paar Politologen ein 
politisches System, nur damit sie endlich einmal 
ihre Theorien testen können! 

Insbesondere die Politikwissenschaft verzichtet 
deshalb auf umfassende, allgemeine Theorien und 
konzentriert sich auf sogenannte „Theorien mittle-
rer Reichweite“. Es ist deshalb nicht ungewöhnlich, 
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dass zur Erklärung politischer Prozesse mehrere 
solcher Theorien angewandt werden können bzw. 
müssen, etwa, weil sich bestimmte Dynamiken oder 
Akteurskonstellationen im Lauf eines längeren 
Zeitraums verändert haben. 

Eine weitere wichtige Vorbemerkung zum The-
orieverständnis: Neben empirischen Theorien, die 
die soziale Wirklichkeit erklären sollen (also das, 
was ist), stehen normative Theorien, die beschrei-
ben, wie etwas sein soll. Die Begründung von 
Wertmaßstäben und Werturteilen und die Formu-
lierung von Handlungsanleitungen durch solche 
normativen Theorien hat in den Geistes- und Sozi-
alwissenschaften eine lange Tradition. Auch das ist 
etwas, was sie vom naturwissenschaftlichen Theo-
rieverständnis unterscheidet. In den Theorieansät-
zen, die ich nun vorstellen werde, finden wir so-
wohl empirische wie normative Theorien. 

Theorieansätze 

Funktionalismus 

Lassen Sie mich mit dem „Funktionalismus“ be-
ginnen, der in die Kategorie der normativen Theo-
rien fällt. Seine erste Formulierung geht auf einen 
Artikel aus dem Jahr 1943 zurück, mit dem Titel „A 
Working Peace System“, verfasst von David Mit-
rany, einem in Großbritannien und den USA wir-
kenden Akademiker rumänischer Herkunft. Mit-
rany sah in der Existenz von „voneinander abge-
grenzten und miteinander im Wettbewerb liegen-
den politischen Einheiten“ den letztlichen Auslöser 
für Krieg und fragte nach einem Weg zur zukünfti-
gen Sicherung des Friedens.  
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Sein Ausgangspunkt war, das Trennende durch 
gemeinsames Tun zu überwinden – „coactivity 
rather than coexistence“, wie er es formulierte. 
Allerdings müsse man sich von der Fixierung auf 
die Verbindung zwischen politischer Autorität und 
Territorium lösen und stattdessen bei spezifischen 
Aufgaben und Funktionen ansetzen. Solche ge-
meinsamen Aktivitäten sollten aber nicht auf der 
politischen Ebene beginnen, sondern auf der nied-
rigschwelligeren wirtschaftlichen – etwa durch ge-
meinsame Verwaltung knapper Ressourcen, Be-
kämpfung von Arbeitslosigkeit oder der Eindäm-
mung von Preisschwankungen bei Rohstoffen. 

Solche Kooperation durch Schaffung funktio-
nenorientierter Agenturen, die Aufgaben grenz-
überschreitend lösen, so nimmt der Funktionalis-
mus an, werde am besten im Bereich eher techni-
scher Themen gelingen – was wir in der Politikwis-
senschaft auch als „low politics“-Bereiche bezeich-
nen. Mitrany nannte als konkretes Beispiel die im 
Rahmen der US „New Deal“-Politik geschaffene 
„Tennessee Valley Authority“, der Aufgaben im 
Bereich der Elektrizitätserzeugung, des Hochwas-
serschutzes und der Entwicklung der Landwirt-
schaft aufgegeben wurden, die sie übergreifend in 
sieben Staaten im Südosten der USA wahrnimmt. 

Politische Trennungen durch ein immer dichte-
res Netz internationaler Aktivitäten und Agenturen 
zu überlagern, durch die die Interessen und das 
Leben aller Nationen schrittweise integriert würden 
– so formulierte Mitrany sein Ziel. Staatliche Tätig-
keit sollte depolitisiert werden und auf Funktionen 
fokussieren – so können wir heute analytisch er-
gänzen. 

Als Kritik ist anzuführen, dass dieser Ansatz 
normativ-präskriptiv ist und nicht erklärend, weil er 
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nichts besagt über die Bedingungen, unter denen 
eine solche Entwicklung möglich ist oder die Me-
chanismen, über die sie voranschreitet. 

Neofunktionalismus 

Der Neofunktionalismus, der ab Ende der 1950er 
Jahre von Politikwissenschaftlern wie dem aus 
Deutschland emigrierten Amerikaner Ernst Haas 
entwickelt wurde, war eine Reaktion auf diese Kri-
tikpunkte. Sie konnten zudem auf ein knappes 
Jahrzehnt Erfahrung mit Umsetzungsversuchen 
europäischer Integration bauen – auf die Etablie-
rung der Montanunion (EGKS) und die Verträge 
zu Euratom und EWG, aber auch auf Fehlschläge 
wie die gescheiterte Europäische Verteidigungsge-
meinschaft EVG. Zudem hatte man mehrere Jahre 
Erfahrung mit der Hohen Behörde der EGKS, 
einer supranationalen Institution, die ziemlich ge-
nau dem Konzept einer funktionalen, sektorspezifi-
schen Agentur von Mitrany entsprach und die für 
Euratom und die EWG übernommen worden war 
(1965 wurden die drei zur Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften fusioniert). 

Der Neofunktionalismus spezifizierte analytisch 
die Voraussetzungen für Integration und die Me-
chanismen, die den Prozess tragen und machte so 
den Schritt von der normativen zur empirischen 
Theorie, die ihren Ausgangspunkt im Eigeninteres-
se der politischen Akteure nahm. Als notwendige 
Hintergrundbedingungen für einen Integrations-
prozess wurden die Existenz einer liberalen Demo-
kratie mit differenzierter Sozialstruktur und plura-
listischer Interessengruppenstruktur benannt und 
die Abwesenheit schwerer sozialer oder ethnischer 
Konflikte. Die Existenz großer potentieller Gewin-
ne durch regionale Integration (d.h. durch Intensi-
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vierung von Handel, Arbeitsmigration etc.) bildet 
den Anreiz. 

Die Existenz einer supranationalen Institution 
mit Initiativrecht für Regelungen (also wie bei der 
Europäischen Kommission) führt nach der Theorie 
zu Änderungen im Kalkül der (bis dato national 
orientierten) politischen Akteure, die Loyalitäten, 
Erwartungen und Aktivitäten schrittweise auf ein 
neues, größeres Zentrum ausrichten. 

Zentral ist in dieser Theorie das Konzept des 
„spillover“ (wörtlich: des Überschwappens oder 
Überlaufs). Aufgrund der hohen Interdependenz in 
modernen Industriegesellschaften ziehen Integrati-
onsschritte in einem Sektor Integrationsschritte in 
weiteren Sektoren nach sich – sei es, weil sie zum 
Erfolg im ersten Sektor nötig sind, sei es, weil man 
erfolgreiche Verhaltens- und Organisationsmuster 
übernimmt. Die nationalen Regierungen folgen 
(eher zögerlich) dem Druck in Richtung supranati-
onale Integration. 

Kritik kann man an der neofunktionalistischen 
Theorie vor allem dahingehend äußern, dass sie die 
Annahme höherer Effizienz des Entscheidens auf 
supranationaler Ebene als Prämisse setzt, aber nicht 
begründet. Auch verfügt sie nicht über Ansätze, 
Variationen bei Scheitern und Erfolg von Integrati-
onsschritten plausibel zu erklären. 

Intergouvernementalismus 

Nationale Regierungen spielen in den bisher er-
wähnten Theorieansätzen keine Rolle. Das kritisier-
te der Theorieansatz des Intergouvernementalismus, der 
seit Mitte der 1960er Jahre von Autoren wie Stanley 
Hoffmann (Harvard University) und seinen Schü-
lern erarbeitet wurde. Den theoretischen Hinter-
grund bildete die sog. „realistische“ Theorie der 
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Internationalen Beziehungen mit ihrem Fokus auf 
den Staat und seine Interessen. 

Nach Auffassung dieses Theorieansatzes sind 
nationale Regierungen im Prozess der Integration 
nicht nur nicht vernachlässigbar (wie das Funktio-
nalismus und Neofunktionalismus annehmen), 
sondern sie spielen im Gegenteil eine zentrale Rol-
le. Sie steuern nämlich Weg und Takt der Integrati-
on nach Maßgabe des nationalen Interesses. Wo 
Interessen zwischen Staaten übereinstimmen, kön-
nen Regierungen deshalb Integration akzeptieren. 
Das werden sie aber aus der Perspektive des Inter-
gouvernementalismus vor allem in funktional-
technischen Bereichen (also „low politics“) tun, 
nicht jedoch in denen von „high politics“, den 
Zentralbereichen staatlicher Tätigkeit wie etwa der 
nationalen Sicherheit.  

Während die in hohem Maße technischen, poli-
tisch jedenfalls nicht zentralen Themenfelder somit 
erhebliche Aktivitäten und Einfluss für Interessen-
gruppen sehen, behalten sich Regierungen bei 
Schlüsselentscheidungen in politisch zentralen 
Themenfeldern das letzte Wort vor; denn sie verfü-
gen nicht nur über das Souveränitätsrecht, sondern 
als einzige demokratisch gewählte Akteure auch 
über politische Legitimität. 

Weiterentwicklungen des Ansatzes in den letz-
ten Jahrzehnten (etwa durch Andrew Moravcsik) 
sehen das nationale Interesse nicht mehr aus-
schließlich von den Regierungen bestimmt, sondern 
als Resultante innenpolitischer Prozesse. Die Regie-
rungen transportieren diese endogen bestimmten 
Präferenzen dann auf die internationale Ebene. 

Zudem differenziert der Theorieansatz zwi-
schen großen (als mächtig angesehenen) Staaten 
und kleineren, weniger mächtigen. Die großen spie-
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len die Hauptrolle, eine Einigung findet zumeist auf 
dem kleinsten gemeinsamen Nenner ihrer Interes-
sen statt. Die kleineren Staaten werden gegebenen-
falls über von den großen geleistete Ausgleichszah-
lungen „ins Boot geholt“. Aus der Perspektive des 
Intergouvernementalismus ist die Zahl der Han-
delnden somit recht begrenzt und Integration eine 
Serie von Aushandlungskompromissen zwischen 
den Regierungschefs der größeren Staaten einer 
Region. 

Als Kritik ist anzubringen, dass eine solche Per-
spektive den kontinuierlichen Prozesscharakter der 
europäischen Integration negiert. Stattdessen 
nimmt die Theorie nur eine Serie von Schnapp-
schüssen in den Blick und ignoriert die Zeiten da-
vor ebenso wie die Umsetzung der Beschlüsse. Sie 
leidet deshalb unter „selection bias“. 

Was können die Theorieansätze  
erklären? 

Der Test jeglicher Theorie ist natürlich ihr Erklä-
rungsvermögen. Wie sind die vorgestellten Theo-
rieansätze in dieser Hinsicht zu bewerten?  

Die Antwort lautet kurz gefasst: kombiniert 
man sie, kann man das meiste in der europäischen 
Integration erklären! 

 Der (Neo-)Funktionalismus kann die Dy-
namik erklären, die nach der Bildung einer 
supranationalen Behörde mit sektoraler 
Regelungskompetenz durch das Handeln 
von Interessengruppen entsteht, die sich 
an ihrem Eigeninteresse orientieren. Auch 
die Bildung supranationaler Organisationen 
von Interessengruppen und Parteien auf 
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der europäischen Ebene verhält sich wie 
von der Theorie erwartet, wenn auch diese 
mit den nationalen Organisationen stabil 
koexistieren statt diese langsam zu erset-
zen. 

 Der Intergouvernementalismus kann die 
wichtige Position nationaler Regierungen 
erklären, die sich in ihrer Fähigkeit zum 
Veto (z.B. EVG) oder zur Initiative (z.B. 
Vollendung des Binnenmarkts) ausdrückt. 
So wird der anhaltend politische Charakter 
der Integration betont, der nicht zuletzt 
aus Legitimationsgründen benötigt wird. 

Allerdings können die Theorien einiges im Integra-
tionsprozess auch nicht erklären. Beide können 
durch ihre Annahmen linearer Entwicklung 
schlecht veränderte Rahmenbedingungen im inter-
nationalen System akkommodieren, die den Integ-
rationsprozess verändert haben – wie etwa die Situ-
ation nach 1989, die zur Aufnahme zusätzlicher 
Mitglieder aus geopolitischen Gründen führte. Und: 
entgegen den Erwartungen der Theorien ist es mit 
der Währungsunion doch zu Integration im Bereich 
zentraler Staatstätigkeit („high politics“) gekommen 
– wenn diese auch mit dem zuvor erwähnten Punkt 
zusammenhängt und weiterhin anhaltend umstrit-
ten ist. 

Was können sie zu den neueren  
Entwicklungen der EU (Desintegration/
Krise) erklärend beitragen? 

Spannender in der Gegenwart ist aber die letzte 
Frage, mit der ich mich beschäftigen will. Können 
diese Theorien uns etwas sagen über die neueren 
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Desintegrations- und Krisentendenzen in der Eu-
ropäischen Union? 

An einigen Punkten, so möchte ich argumentie-
ren, ist das in der Tat der Fall: Zum einen im Hin-
blick auf die Homogenität der Teilnehmer als Er-
folgsvoraussetzung für gelingende Integration; zum 
anderen im Hinblick auf die politische Schwächung 
der europäischen Institutionen. 

Ähnlichkeit der Interessen sowie der Wirt-
schafts- und Sozialstruktur werden sowohl aus 
neofunktionalistischer wie aus intergouvernementa-
listischer Perspektive als wichtig für gelingende 
Integration gesehen. Beide sind konstitutiv für die 
gleiche Ausrichtung der Interessen. Im Lauf des 
letzten guten Jahrzehnts haben zwei Schocks die 
Homogenität in der EU-Mitgliedschaft reduziert:  

 zum einen die Osterweiterung im Jahr 2004 
– durch sie wurde das Verhältnis zwischen 
dem reichsten und dem ärmsten EU-
Mitglied (gemessen am BIP pro Kopf) von 
etwa 1 zu 2,5 auf 1 zu 5 verdoppelt; 

 zum anderen die Finanzmarkt- und Staats-
schuldenkrise, die seit 2008 durch ihre un-
terschiedliche Schwere in den verschiede-
nen EU-Ländern die Heterogenität weiter 
verstärkt hat. 

Ungleichheit muss aber nach den betrachteten 
Theorien den Integrationsprozess belasten, etwa 
weil Verteilungsfragen gegenüber dem gemeinsa-
men Nutzen in den Vordergrund treten. 

Zudem sind im Lauf der letzten anderthalb 
Jahrzehnte die supranationalen EU-Institutionen 
durch verschiedene Prozesse geschwächt worden: 

 Schwache, z.T. skandalbelastete Kommis-
sionen (unter Santer, Marin, Prodi und 
Barroso) haben nur verwaltet, aber keine 
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inspirierenden Ziele verfolgt, wie dies etwa 
in der Delors-Kommission in den 1980er 
und 1990er Jahren der Fall war. 

 Mit dem Scheitern des „Verfassungsvertra-
ges“, der der Deklaration von Laeken folg-
te und die Union beleben sollte, gab es ei-
nen weiteren Dämpfer. Die Union erschien 
(und erscheint seitdem) reformunfähig. 

 Und zudem haben die nationalen Regie-
rungen zunehmend gelernt, sich gegen die 
Kommission zu profilieren und die Verfol-
gung nationaler Ziele in den Vordergrund 
zu stellen. Erfolge werden gerne national 
verbucht, Scheitern und Probleme aber der 
supranationalen Ebene angelastet. 

So komme ich zum Schluss. Theorien über die 
europäische Integration verweisen uns auf die Vo-
raussetzungen und Wirkmechanismen eines Pro-
zesses, der seit bald sieben Jahrzehnten unseren 
Kontinent transformiert hat. Wir können diese 
Theorien aber auch nutzen, um ein besseres Ver-
ständnis der Probleme zu bekommen, denen sich 
die europäische Integration in den letzten Jahres 
ausgesetzt sieht. Und ein Wissen um die Punkte, an 
denen Änderungen Not tun, ist zumindest eine 
notwendige Bedingung dafür, solche ins Werk zu 
setzen. Eine hinreichende Bedingung stellt dieses 
Wissen allerdings nicht dar. 
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